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Dipl. Verwaltungswirt & Dipl. Betriebswirt     Glessen, den 25.07.2006 
Michael Broetje 
Im Tal 25 
 
50129 Bergheim-Glessen 
 
 
Bürgerantrag nach § 24 GO NW / Hier:  Forcierung der Sonderuntersuchung  
Weitere Verfolgung einer nordöstlichen Teilumgehung für Glessen 
 
Mein Antrag vom 15.06.2006 
Ihr Schreiben vom 03.07.2006 
 
 
Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Pfordt,  
 
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 03.07.2006.  
 
Mein Schreiben vom 15.06.2006 ist sehr wohl als Bürgerantrag im Sinne des § 24 GO NW 
zu verstehen. Als Eingaben an den Rat kommen Anregungen oder Beschwerden in Betracht.  
 
Mit einer Anregung im Sinne des § 24 GO soll die Stadt veranlasst  werden etwas Bestimm-
tes zu tun oder zu unterlassen (hier: Forcierung / Wiederaufnahme des Verfahrens der Um-
gehungsstraße) .  
 
Eine Beschwerde im Sinne des § 24 GO bedeutet, dass ein bestimmtes Verfahren der Ge-
meinde moniert und eine andere Behandlung des Sachverhalts gewünscht wird (hier: Wie-
deraufnahme des Verfahrens Umgehungsstraße). Auf jeden Fall muss der Eingabe ein kon-
kreter Sachverhalt zugrunde liegen; allgemein gehaltene Mitteilungen, Erläuterungen usw. 
werden von § 24 GO nicht erfasst. Meinem Schreiben vom 15.06.2006 liegt ein konkreter 
Sachverhalt zu Grunde: die Ausplanung der Umgehungsstraße L 213n für den Ortsteil Gles-
sen.  
 
Da ich über 18 Jahren beim Landschaftsverband Rheinland beschäftigt war (dort war bis 
einschließlich 2000 die Aufgabe Straßenbau angesiedelt, bis sie zum 01.01.2001 auf den 
neu gegründeten Landesbetrieb Straßenbau NRW übertragen wurde) sind mir die Zustän-
digkeiten (Straßenbaulastträger) nach den §§ 43 ff. Straßen- und Wegegesetz (StrWG) und 
der Stand des Verfahrens nach den §§ 37 ff. StrWG geläufig und klar; zudem habe ich die 
einzelnen Verfahrensschritte „Umgehungsstraße“ chronologisch geordnet und mit entspre-
chenden Links (auf mir vorliegende Unterlagen) versehen auf http://www.glessen-
gazette.de/umgehung.htm dargestellt.  
 
Ferner sind durch mein Schreiben vom 15.06.2006 Angelegenheiten der Stadt Bergheim 
berührt, da die Umgehungsstraße im Stadtgebiet liegt und die Stadt Bergheim zumindest 
Verfahrensbeteiligte ist.  
 
Ich mache darauf aufmerksam, „dass der Bürgermeisterin – ähnlich wie beim Vorschlags-
recht gem. § 48 Abs. 1 Satz 2 GO nur ein formelles Prüfungsrecht zusteht, ob der Bürgeran-
trag die formellen Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 Satz 1 GO erfüllt. „Ein materielles Vor-
prüfungsrecht mit der Folge einer eventuellen Verwerfungskompetenz kommt der Bürger-
meisterin dagegen nicht zu.“1  
„Das Recht, sich an den Rat zu wenden, darf durch die Stadtverwaltung / Bürgermeisterin 
nicht behindert oder eingeschränkt werden. ... Die Bürgermeisterin darf sogar Eingaben we-
gen ihres unangenehmen oder gar beleidigenden Inhalts nicht dem Rat vorenthalten.“2  
                                                      
1 vgl. Kommentar zum Kommunalverfassungrecht Held / Becker u.a. zu § 24 GO Seite 4 
2 vgl. Kommentar zum Kommunalverfassungrecht Held / Becker u.a. zu § 24 GO Seite 3 
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Insofern bitte ich, dass über meinen Antrag  - nach Satzungslage der Stadt Bergheim: Bür-
gerausschuss – entschieden wird. In diesem Zusammenhang möchte ich Sie bitten meinen 
Antrag vom 15.06,06, Ihr Antwortschreiben vom 03.07.2006 sowie mein jetziges Schreiben 
dem Bürgerausschuss vorgelegt werden. An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich darauf 
hinweisen, dass es nach Rechtssprechung des OVG Münster möglich ist,  sich gegen unzu-
lässige Beschränkungen seines Antrages nach § 24 GO mittels Klage zu wehren.  
 
In Ihrem Schreiben vom 03.07.06 führen Sie aus, dass das Antragsrecht nach § 24 GO nicht 
die Beantwortung eines Fragenkataloges beinhaltet und mein Schreiben vom 15.06.2006 
nicht als Antrag nach § 24 GO gewertet werden kann.  
 
Zum einen ergibt sich aus dem Wortlaut des § 24 GO nicht, dass Anträge nach dieser Vor-
schrift einen Fragenkatalog verbietet oder ausschließt. Zum anderen ergeben sich für einen 
solchen Ausschluss bzw. Verbot auch keine Anhaltspunkte aus der Kommentierung Held / 
Becker u.a. zur Gemeindeordnung. Vielmehr ist hier auf die hergebrachten Rechtsgrundsät-
ze zur Auslegung von Willenserklärungen abzustellen: Bei der Auslegung einer Willenserklä-
rung ist der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinne des Aus-
drucks zu haften, vgl. § 133 BGB.  
 
Ergänzend zu meinem Antrag vom 15.06.06 möchte ich noch auf die Niederschrift des Re-
gionalrates zur Sitzung des Regionalrates am 17.02.2006 (in dieser Sitzung ist die Auspla-
nung der Umgehungsstraße beschlossen worden) hinweisen. Die Niederschrift ist unter 
http://www.bezirksregierung-koeln.de/html/gremien/regionalrat/sitzungen_rr/07/rr0703a.pdf 
Einzusehen (die Auszüge Seite 17 – 19 sowie Seite 43 füge ich als Anlage 1 bei) 
 
Dabei machen mich folgende Passagen in der o.g. Niederschrift stutzig: 
 

• „Die heutige Priorisierung der Projekte für einen Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan für 
die nächsten zehn Jahre -bis 2015 mit einem weiteren Planungsziel - durch den Re-
gionalrat sei kein Ersatz für die Bürgerbeteiligung. Die Bürgerbeteiligung erfolge in 
den Planfeststellungsverfahren für die einzelnen Projekte. Diese Diskussion werde 
noch mit den Behörden, die die Planfeststellungsunterlagen erarbeiteten, zu führen 
sein.“ vgl. Seite 17  

 
• „Herr Esser (SPD) übt Kritik an der IGVP. Für einen Verkehrsinfrastrukturbedarfsplan, 

der einen so langen Zeitraum umfasse, sei die Beteiligung der Kommunen und Ge-
bietskörperschaften völlig unzureichend gewesen. Man habe versucht, das eine oder 
andere im Schnellverfahren abzuklären. Im Ergebnis sei das in vielen Fällen im Sinne 
des Projekts gelungen. Aber insgesamt sei das Verfahren kritikwürdig gewesen; so 
könne man in Zukunft nicht mehr miteinander umgehen.“ vgl. Seite 17 Dies bestärkt 
mich in meinem Eindruck, dass sich Stadt- und Kreisverwaltung nicht richtig für die 
Umgehungsstraße bemühen  

 
• „Der CDU sei nicht ganz klar, ob irgendetwas durch den Rost gefallen sei, weil alle 

davon ausgegangen seien, dass Maßnahmen unter 3 Millionen € bis auf besondere 
Ausnahmen nicht bedarfsplanrelevant seien.“, vgl. Seite 19 

 
• „Die Straßenbaumaßnahmen unter 3 Millionen € seien eine wichtige Schnittstelle für 

die Beteiligung der Kommunen am Planungsverfahren, die bisher davon ausgegan-
gen seien, dass alle Maßnahmen unter 3 Millionen € nicht bedarfsplanrelevant seien 
und sie selber zuständig seien. Er [Anmerkung: Herr Lindweiler von der PDS] rege 
an, mit den Kommunen zügig bis zur nächsten Regionalratssitzung über die neuen 
Informationen zu Straßenmaßnahmen unter 3 Millionen € zu kommunizieren, um die 
erforderlichen kommunalen Stellungnahmen in der Beratung berücksichtigen zu kön-
nen, wenn durch diesen Aspekt Änderungen der Bedarfsplanung nötig würden.“, vgl. 
Seite 19 
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Die nordöstliche Teilumgehung für Glessen (L 213n) war als sogen. Kleinstvorhaben mit ei-
nem Kostenvolumen von 1,8 Mio. € geschätzt.  
 

• Unter Berücksichtigung der o.g. Niederschrift des Regionalrates stellt sich mir nun die 
Frage, was gilt denn jetzt überhaupt ? War die Umgehungsstraße für Glessen über-
haupt bedarfsplanrelevant (da sie ja unter der 3 Mio. -Grenze liegt) ?  

 
• Ist dann die Umgehungsstraße zwar von der Ausplanung aus dem IGVP  erfasst,     

aber nicht vom Regionalrat ausgeplant, so dass die Umgehungsstraße auch ohne die 
jetzt ins Feld geführte Sonderuntersuchung geplant werden kann ?  

 
Aus Ihrem Schreiben vom 19.04.2005  - gerichtet an alle Glessener Bürgerinnen und Bürger 
-  ergibt sich, dass der Regionalrat der Umgehungsstraße bereits im Jahr 2001 zugestimmt 
hat: „Die Maßnahme ist von der Bauamtskommission des ehemaligen Rheinischen Straßen-
bauamtes Euskirchen (heute: Landesbetrieb Straßenbau NRW) in der Sitzung am 
18.09.2000 zur Aufnahme in den zur Fortschreibung anstehenden Landesstraßenbedarfs-
plan vorgeschlagen worden. Der bei der Bezirksregierung Köln angesiedelte Regionalrat 
stimmte am 30.03.2001 ebenfalls der Vorschlagsliste zur Fortschreibung des Landesstra-
ßenplanes zu, in der die L 213n enthalten ist. Zu einer Fortschreibung der Bedarfsplanung ist 
es in der Zwischenzeit jedoch nicht gekommen.“ 
 
Umso erstaunlicher und weniger nachvollziehbar ist es, dass nunmehr die Umgehungsstraße 
durch Beschluss des Regionalrates am 17.02.2006 ausgeplant worden ist.   
 
Aus dem vorher zitierten Passagen aus der Niederschrift der Sitzung des Regionalrates geht 
deutlich hervor, dass der Regionalrat beanstandet, dass die betroffenen Kommunen voll-
kommen unzureichend beteiligt worden seien (wie es gesetzlich vorgeschrieben ist). In die-
sem Zusammenhang erscheint mir Ihre Aussage im Schreiben vom 03.07.2006 „In allen Ein-
planungsgesprächen mit den zuständigen Straßenbaubehörden wurde seitens der Stadt auf 
die dringliche Erforderlichkeit hingewiesen.“ fragwürdig.  
 

• Wie kommt es ohne Wissen der Stadt Bergheim dazu, dass eine solche Bewertung 
im Rahmen des IGVP vorgenommen wurde ?  

 
• Wann und wie wurden denn die konkret nachweisbaren Erkenntnisse (welche?) für 

die Glessener Umgehungsstraße L 213n gewonnen, die dieser Bewertung zugrunde 
gelegt werden, mit dem Ergebnis Ausplanung ?  

 
Ich rege an, dass sich die Stadt Bergheim (u.U. mit der Kreisverwaltung) vor diesem Hinter-
grund zügig bis zur nächsten Regionalratssitzung (= 22.09.2006) an den Regionalrat wendet, 
um über die neuen Informationen zu Straßenmaßnahmen unter 3 Millionen € (hierunter fällt 
die Umgehungsstraße für Glessen) zu kommunizieren, um die erforderlichen Stellungnah-
men in der Beratung berücksichtigen zu können, wenn durch diesen Aspekt Änderungen der 
Bedarfsplanung nötig würden.  
 
Auf folgenden Umstand weise ich hin: seit 18 Jahren warten die Bürgerinnen und Bürger 
bereits auf die Umgehungsstraße in Glessen. Bislang wurden die Bürgerinnen und Bürger 
immer wieder vertröstet, haben auf Verkehrszählungen und Verkehrskonzepte gehofft.  Wie 
ich Ihrem Schreiben vom 03.07.2006 entnehme, ist dann die Verwaltung von der politischen 
Mehrheit nicht beauftragt worden, das Verkehrskonzept zu erstellen, obwohl dies verspro-
chen wurde. 
 
Das Thema für Glessen von Bedeutung ist, soll auch folgendes unterstreichen: Ich eine Um-
frage in das Internet gestellt habe; dort sind bisher 546 Stimmen für eine Umgehungsstraße 
(Stand 25.07.2006 - 22:51 Uhr). 
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Umfrage  
 

 

Wollen Sie eine Umgehungsstraße für Glessen ? 

Es ist seit Jahren eine Umgehungsstraße für unseren Ort geplant, die immer 
und immer wieder verschoben wird.  

 

Eine Umgehungsstraße für Glessen lohnt sich 
nicht (ohne Begründung) 

 4 0,72% 

Eine Umgehungsstraße für Glessen lohnt sich 
nicht (da Einwohnerentwicklung rückläufig sein 
wird) 

 0 0,00 % 

Eine Umgehungsstraße für Glessen lohnt sich 
nicht (da es auch andere verkehrslenkende Maß-
nahmen gibt) 

 12 2,15% 

Eine Umgehungsstraße muss jetzt her, die Belas-
tung des Ortsverkehrs ist nicht länger hinnehm-
bar 

 311 55,73% 

Eine Umgehungsstraße muss jetzt her, dass Ar-
gument, dass hier wertvolle Böden (Lös-böden) 
geschützt werden sollen ist nicht über das Allge-
meinwohl zu stellen; dies bezieht sich auf eine 
nordöstliche Teilumgehung 

 168 30,11% 

Eine Umgehungsstraße muss jetzt her, eine mög-
liche Wohnbebauung ist aus Gründen des Allge-
meinwohls nachrangig zu sehen 

 15 2,69% 

Eine Umgehungsstraße muss jetzt her (ohne Be-
gründung) 

 48 8,60% 

Gesamtbeteiligung: 558   
 

Vielen Dank für Ihre Stimme ! Die Umfrage läuft - anders als die ersten 
beiden Umfragen bis zum 12.09.2006 ! 

 
Ein kostenloses WebMart Vote-System 

WebMart Homepage Tools  

 

 

 
Für Ihr Schreiben und Bemühen vom 03.07.2006 meinen Fragenkatalog abzuarbeiten be-
danke mich. Festzuhalten ist, dass die Fragen auf der 2. Seite 2. Unterpunkt und 3. Unter-
punkt (ansatzweise !) beantwortet wurden. Die restlichen Punkte (einschließlich Seite 1) sind 
noch nicht geklärt.  Da Sie meinen Bürgerantrag vom 15.06.2006 an den Landesbetrieb 
Straßenbau NRW und den Rhein-Erft-Kreis weitergeleitet haben, gehe ich davon aus, dass 
eine Klärung und Bescheidung der restliche Punkte noch erfolgt.  
 
Ich bitte mich darüber zu informieren, wann und wo über diesen Antrag entschieden wird.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gez.:Broetje  

Anlage:  
Auszug der Niederschrift der Regionalratssit-
zung vom 17.02.2006 (Seiten 17 – 19 sowie 43) 

Verteiler:  
BMA-Fraktion,  
CDU-Fraktion  
FDP-Fraktion 
Fraktion B90/Die Grünen 
SPD-Fraktion 
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